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Weiteres zur Frage des Berwaltungsgerichtshofes. 
Von J. U. Dr. Rudolf Korb in Prag. 
(Schluß.) 


Im Herrenhauſe brachte Freiherr von Hye ſeine bereits darge— 
ſtellten Verbeſſerungsvorſchläge ein, er vermochte jedoch nicht mit deu⸗ 
ſelben durchzudringen; der vornehmlichſte Einwand, der gegen fie er- 
hoben wurde, war, daß ſie im Widerſpruche mit dem Staatsgrund⸗ 
geſetze ſtehen. Miniſter Unger übernahm in formell glänzender Rede 
die Vertheidigung der Regierungsvorlage. Er hatte zunächſt die Or⸗ 
ganiſation der beantragten Verwaltungsgerichtsbarkeit und ſodann die 
Caſſationsinſtanz zu vertheidigen. 

Was den erſten Punkt anlangt, ſo hatte er damit leichtes Spiel, 
denn es muß hier die politiſche Seite der Frage von der rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlichen getrennt werden. Es muß nämlich vorab erwogen werden, 
daß die beantragte Organiſation der Verwaltungsgerichtsbarkeit dem 
Staatsgrundgeſetze entſpricht, und damit ſcheint uns aus politiſchen Grün— 
den die Annahme des E. in dieſer Hinficht nicht nur im Herren- ſondern 
auch im Abgeordnetenhauſe geſichert. Für die wiſſenſchaftliche Kritik 
war freilich das Staatsgrundgeſetz ebenſowenig eine Schranke wie der 
E., dagegen können wir uns allerdings der Erwägung nicht verſchließen, 
daß ‚oft für die Volksvertretung und die aus derſelben hervorgegangene 
Regierung politiſche Rückſichten fo ausſchlaggebend find, daß neben ihnen 
andere gänzlich zurücktreten müſſen. 

Ungleich ſchwieriger war die Vertheidigung der Caſſationsin⸗ 
ftanz. Denn gerade das Staatsgrundgeſetz, welches ſo durchſchlagend 
für den erſten Punkt angerufen wurde, ſcheint gegen die Caſſa⸗ 
tionsinſtanz zu ſprechen. Das Staatsgrundgeſetz ſagt: „In allen Fällen, 
wo eine Verwaltungsbehörde nach den beſtehenden oder künftig zu 
erlaſſenden Geſetzen über einander widerſtreitende Anſprüche von Pri- 
vatperfonen zu entſcheiden hat, ſteht es dem durch dieſe Entſcheidung 


| 


in feinen Pr 
Partei im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen.“ — „Wenn außerdem 
Jemand behauptet, durch eine Entſcheidung oder Verfügung einer Ver⸗ 
waltungsbehörde in ſeinen Rechten verletzt zu ſein, ſo ſteht ihm frei, 
feine Anſprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe im öffentlichen münd⸗ 
lichen Verfahren wider einen Vertreter der Verwaltungsbehörde 
geltend zu machen.“ Die Diction „ſeine Anſprüche vor einem Gerichts- 
hofe wider einen Dritten geltend machen“ iſt ſo concret, ſo poſitiv, 
datz man es kaum anders ausdrücken könnte, um einem Gerichtshofe 
die meritoriſche Entſcheidung zu übertragen. Eher noch könnte man 
bei dem Ausdrucke „Abhilfe ſuchen“ an der meritoriſchen Entſcheidungs— 
befugniß zweifeln. Wenn z. B. Jemand gegen eine Gemeinde 
ſeinen Anſpruch auf Armenverſorgung erhebt, und ſo⸗ 
wohl Gemeinde als Bezirksvertretung und Landes⸗ 
ausſchuß entſcheiden, daß er einen An ſpruch auf Armen⸗ 
verſorgung nicht habe, und dieſe Entſcheidung iſt ge 
ſetzwidrig, ſo iſt er in ſeinen Rechten auf Armenverſorg ung 
verletzt und es ſteht ihm nach dem Staatsgrundgeſetze frei, 
feinen Anſpruch vor dem Verwaltungsgerichtshofe wider 
einen Vertreter der autonomen Verwaltungsbehörde geltend 
zu machen. Hat er, fragen wir, ſeinen Anſpruch auf Ar⸗ 
menverſorgung geltend gemacht, wenn der Verwaltungs— 
gerichtshof die Entſcheidung des Landesausſchuſſes auf— 
hebt? Man könnte ſogar behaupten, daß an einer negativen Ent— 
ſcheidung nichts aufzuheben iſt. 

Zwei Gründe führt Minifter Unger vornehmlich für die Gaffa- 
tionsinſtanz an. Erſtens macht der Miniſter geltend, die Stellung 
des Verwaltungsgerichtshofes werde zwar gewöhnlich derartig gedacht, 
daß der durch die Adminiſtrativbehörde in ſeinem Rechte Verletzte die 
Adminiſtrarion vor einem Gerichtshofe verklagen könne, keine Regie— 
rung in Oeſterreich werde aber den Muth haben, eine ſolche Unter- 
ordnung der Verwaltung gegen die Juſtiz in Vorſchlag zu bringen. 
Daß die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht in dieſem Sinne organifirt 
werde, das iſt dasjenige, wofür wir des Längeren ſo entſchieden in 
unſerer Abhandlung eingetreten ſind und wir können uns hier auf 
eine kurze Recapitulation beſchränken. Entweder wird die Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit als eine Inſtitution gedacht, daß von vornherein 
nur nach Recht und Geſetz verwaltet werde, und in diefem Falle wird 
diefelbe von unten herauf organiſirt, d. h. es wird bereits die Unter- 
inſtanz als Verwaltungsgericht organiſirt oder wenigſtens gedacht, 
und in dieſem Falle ſteht die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht feindlich 
der Verwaltung gegenüber, ſondern ſie iſt in und neben derſelben 
organiſirt, dies iſt die Verwaltungsgerichtsbarkeit Frankreichs, Englands, 
Badens und Preußens, oder aber die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
wird als Inſtitution zum gerichtlichen Schutze der ſubjeetiven Rechte 
Einzelner gegen geſetzwidrige Eingriffe der Verwaltungsbehörden, 
alſo als das Verklagen der Verwaltungsbehörde bei Gericht gedacht; 
dadurch wird Juſtiz und Verwaltung einander gegenübergeſtellt und 
die Verwaltung der Juſtiz untergeordnet. Iſt dieſes Gericht das 


ordentliche Gericht, fo kann man von einer Verwaltungsgerichtsbarkeit 
im eigentlichen Sinne des Wortes nicht ſprechen und wir ſchlagen 
den Ausdruck Verwaltungsjuſtiz vor; iſt aber aus techniſchen Gründen 
dieſes Gericht ein eigener Verwaltungsgerichtshof, ſo haben wir das 
Syſtem des Staatsgrundgeſetzes und des E., wie wir dies in unſerer 
Abhandlung nachgewieſen zu baben glauben ). 

Der 2. Abſatz des citirten Staatsgrundgeſetzes zeigt es doch 
klar, daß das Geſetz den Gegenſtand der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
als den Streit zwiſchen Einzelnen und Verwaltungsbehörde denkt. 
Und wenn die Reformation ein Eingriff in die Verwaltung iſt, fo 
iſt es doch auch ſchon die Caſſation. Wenn ich auf meinem Grund 
und Boden ein Gebäude aufführe und ein Dritter kommt und reißt 
es mir ein, jo iſt dies doch auch ſchon ein Eingriff in mein Eigen⸗ 
thum, wenn er auch nicht an Stelle des eingeriſſenen ein neues Ge— 
bäude aufführt. 

Dieſe Erwägung und dieſes Beiſpiel ſpricht auch gegen den 2. 
Grund für die Caffationsinſtanz. daß nämlich die Reviſionsinſtanz 
ein Eingriff in die Autonomie ſei. Wie geſagt — it es die Reviſion, 
ſo iſt es auch die Caſſation wenn auch in anderer Art. Allerdings 
iſt dies ein Eingriff geringerer Art, und es liegt darin ein Princip, 
wie es den Decernaten der Gemeinde und des Bezirkes gegenüber 
bereits in unſerer Geſetzgebung ſtatuirt iſt — freilich durch den Wort⸗ 
laut nicht über jeden Zweifel erhaben, und ſo kommen auch in der 
Praxis vereinzelte Fälle vor, in welchen in merito entſchieden wird. 
Aber dieſes Princip, ſollte es geltend gemacht werden können, müßte 
doch feinen Rückhalt in dem poſitiven öſterreichiſchen Staatsrechte finden. 

Zunächſt könnten wir argumentiren, der Art 1. des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die richterliche Gewalt ſagt: alle Gerichtsbarkeit im 
Staate wird im Namen des Kaiſers ausgeübt, es iſt daher ftaats- 
grundgeſetzlich und als Princip der öſterreichiſchen Geſetzgebung aus⸗ 
geſprochen, daß die Gerichtsbarkeit eine ausſchließliche Function des 
Staates iſt, und ſomit hat es auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu 
ſein. Da jedoch dieſer Argumentation der Vorwurf der petitio prin- 
cipii entgegengehalten werden könnte, jo ſagen wir lieber, daß weder 
die Landesordnungen noch die Grundgeſetze über die Reichsvertretung 
es ausſprechen, daß die Landesvertretung in den Angelegenheiten des 
autonomen Wirkungskreiſes die letzte rechtsanwendende und recht— 
ſprechende Juſtanz ſei. Allgemein ausgeſprochen iſt der Inſtanzenzug 
an die Landesvertretung, alſo die rechtſprechende und rechtsanwendende 
Function in 3. bez. 2. Inſtanz in dem Art. XXIV des Reichsgeſetzes 
vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, und ſpeciell iſt dies aus⸗ 
geſprochen in einer Reihe auf Grund derſelben erlaſſener Landesge⸗ 
ſetze. Dieſe Geſetze enthalten aber nicht einmal die ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung, daß gegen die Decernate der Landesvertretung jedes wei— 
tere Rechtsmittel ausgeſchloſſen iſt, dieſe Geſetze zählen nicht unter 
die Staatsverfaſſungs⸗ und Staatsgrundgeſetze, und durch den $ 11 
lit. 1 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 141 find überdies die Grundzüge der Organiſirung der 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden dem Wirkungskreiſe der Reichs⸗ 


vertretung überwieſen. Und wäre dies auch nach öſterreichiſchem Rechte gerichtsbarkeit, 


ein Eingriff in die Autonomie, ſo hat ihn ja das Staatsgrundgeſetz 


über die richterliche Gewalt ſtatuirt, um deſſen Ausführung im Grunde 


der lit. m § 11 des citirten Geſetzes es ſich handelt. 

Mit wahrer Befriedigung bat es uns erfüllt, was Miniſter 
Unger gegen den Vorſchlag Hye's auf Ausdehnung der Competenz 
des Reichsgerichts geſagt hat, ſtimmt dies doch überein mit unſeren 
Ausführungen in Nr. 20 des Jahrgangs 1873 dieſer Zeitſchrift; der 
Miniſter hat das Reichsgericht geradezu als einen feiner Zuſammen⸗ 
ſetzung nach politiſchen Gerichtshof proclamirt; dann aber ſcheint es 
uns unverfänglicher, demſelben die Agenda des Verwaltungsgerichts⸗ 
bofes zu übertragen, als ihm den Schutz politiſcher Rechte zu belaſſen. 
Derſelbe erſcheint unbefangener bei der Judicirung über die Auſprüche 
eines Bettlers auf Armenverſorgung, eines Haͤuslers auf die Be— 
nützung des Gemeindegutes, als bei der Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerde gegen die Unterſagung der Errichtung eines politiſchen oppo⸗ 
ſitionellen Vereines, gegen die Abſprechung des Wahlrechtes gegen⸗ 
über den Wäblern der Opoſttion. 

Höchſt dankenswerth iſt die Aenderung welche das Herrenhaus 


„) Vergl. Nr. 19 des Jahrganges 1873 dieſer Zeitſchrift. 
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dahin vorgenommen hat, daß nicht unbedingt auf Grundlage des von 
der Verwaltungsbehoͤrde angenommenen Thatbeſtandes entſchieden 
werden muß. 

Dagegen fürchten wir, daß das Amendement, daß wenigſteus 
die Hälfte der judicirenden Verwaltungsrichter die Qualification des 
Richteramtes haben müſſe, einen nicht lediglich ſachlichen Antagonismus 
in die Entſcheidungen hineintragen dürfte; wobei noch zu bemerken 
iſt, daß die juriſtiſche Vorbildung unſerer Verwaltungsbeamten der 
Hauptſache nach eine civil- und ſtraf⸗, nicht aber verwaltungsrecht⸗ 
liche iſt ®). 

Was über die Behandlung des E. in dem Ausſchuſſe des Ab: 
geordnetenhauſes verlautete, beſtätigt nur, daß derſelbe wohl Geſetz 
werden wird. Zwar erklärten einige Redner den Aufbau der Ver 
waltungsgerichtsbarkeit von unten auf für wünſchenswerth, mit Nück- 
ſicht auf die in Oeſterreich beſtehenden Verhältniſſe aber nicht für 
erreichbar. Es wurde nach der Generaldebatte der E. in der Form 


des Herrenhauſes als Grundlage für die geheimzuhaltende Specialde— 


batte angenommen. Nur wurde hier der privatrechtliche Standpunkt 
noch mehr betont, indem ein Redner das Bedenken hegte, daß Ver: 
waltungsbeamte, wenn ſie bei dem Gerichtshofe in allzu großer An— 
zahl vertreten wären, ſich nicht zu einer unbefangenen Beurtheilung des 
Rechtsſtandpunktes emporſchwingen könnten. Durch alle Ausführungen 
dieſer Art ſcheint uns der Grundgedanke des privatrechtlichen Juriſten 
durchzuzittern, daß das Staatsgrundgeſetz und die auf Grund des— 
ſelben einzuführende Inſtitution Gericht und Verwaltung einander 
gegenüberſtellt, ja nicht nur gegenüberſtellt, ſondern die Verwaltung 
dem Gerichte unterordnet. Dieſe Unterordnung wird durch die Ein- 
führung der Caſſations⸗ an Stelle der Reviſionsinſtanz nicht aufge— 
hoben, ſondern höchſtens abgeſchwächt. 

Bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt es ſich immer nur 
um die Anwendung verwaltungsrechtlicher Beſtimmungen, wie ſehr 
muß die Verwaltung unter der Juſtiz ſtehen, wenn ſogar über die 
Anwendung öffentlich⸗rechtlicher Beſtimmungen großentheits nur Civil⸗ 
und Strafjuſtizrichter abſprechen ſollen. 

Wir hatten urſprünglich die Abſicht, die in unſerer Abhandlung 
gegebenen Andeutungen über die Organiſirung der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit vor der Annahme des E. des Weiteren auszuführen, bei der 
jetzigen Sachlage jedoch ſtehen wir davon ab, und müſſen es einer 
größeren Arbeit überlaſſen, für die volle und ganze Verwaltungsge⸗ 
richtsbarkeit mit aller Energie auch in poſitiv vorſchlagender Weiſe 
einzutreten, deun dieſe Frage iſt keineswegs in Oeſterreich abgeſchloſſen; 
vielmehr iſt mit Befriedigung zu conſtatiren, daß die vielfach aus den 
Reden des Miniſters heraus zu leſende Anſchauung, daß gegenüber 
dem Verwaltungsgerichtshofe als Caſſationshof in gewiſſem Sinne 
bereits die gegenwärtigen Adminiſtrativbehörden als verwaltungs⸗ 
rechtſprechende Organe gedacht werden können, einen Anknüpfungspunkt 
gewährt, dieſe Organe in ihren verwaltungsrechtſprechenden Functionen 
zu ordentlichen Verwaltungsgerichten umzugeſtalten, und haben wir 
einmal eine von unten herauf in dieſer Weiſe organiſirte Verwaltungs⸗ 
welche betreffs ihrer meritoriſchen Entſcheidungen 
dereits in den einzelnen Ländern ihre letzte Inſtanz hat, dann wird 
ſich auch der oberſte Verwaltungsgerichts-Caſſationshof in Wien, 
dem Poſtulate der Wiſſenſchaft vollkommen entſprechend, an dieſe 
Organiſation anſchließen. „Wohl die Maſſen find im Fluß“. Die 
überall anerkaunte Ungenügenheit des jetzigen insbeſondere autonomen 
Verwaltungsorganismus wird die Frage nicht mehr zur Ruhe kommen 
laſſen. 


) Zu einer Bemerkung pro domo ſei uns hier der Raum geſtattet: In der 
Sitzung vom 23. Jänner hat der Minifter Unger J. Pözl angezogen und bemerkt, 
daß derſelbe insbeſondere in dem neueſtenefte der von ihm redigtrten Zeitſchrift (krit. Bier⸗ 
telahrsſchrift für Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft) gegenüber all den Kritiken, 
faft dürfe er ſagen Nergeleien, an dem E. das warnende Wort ausgerufen habe man 
möge an dem Guten, das der E bietet feſtbalten und dieſes Gute nicht um des ideal 
Beſten willen ablehnen; dieſe Bemerkung Pözl's war ſpeciell betreffs unſerer Arbeit 
gemacht. Hat für die Kritik, welche ſie übt, der Miniſter nur den Ausdruck Nergelei, 
ſo tröftet es uns, daß Poözl die darin ausgeführten Anſchauungen und gemachten Vor⸗ 
ſchläge mit dem ideal Beſten in Verbindung bringt 


ittheilungen aus der Braris. des Sp. auf Grund des § 10 Heimatgeſetzes beſtritt, der Bezirks— 
Ma h 9 » ! beute in Spital dieſer Anſicht beipflichtete und den gan 


. a Caplan dahin zuſtändig erachtete, wo derſelbe vermöge feiner Geburt 
Pfarrcapläne haben am Anftellungsorte den „ſtandigen Amtsſitz“ heimatberechtigt erſcheine, der Bezirkshauptmann in St. Veit (wohin 


im Sinne $ 10 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 und er⸗ i 995 S 3 5 en 
8 erde e das Heimatrecht. die Geburtsgemeinde St. Georgen gehört) dagegen für die Auwen⸗ 


5 dung des § 10 alin. 3 Heimatgeſetz ſich ausſprach. 

Joſef Sp. iſt am 23. September 1844 zu F. in der Orts⸗ Die Landesregierung fand gemäß § 40 alin. 3 und im Grunde 
gemeinde St. Georgen geboren, wohin ſeine Eltern als Hubenbeſitzer des § 10 Heimatgeſetzes vom Jahre 1863, worunach Geiſtliche mit dem 
noch dermalen unbeſtritten zuſtändig find. Im Jahre 1857 kam Sp. | Antritte ihres Amtes das Heimatrecht in jener Gemeinde erlangen, 
zum erſten Male aus dem elterlichen Haufe u. zwar nach Klagen- in welcher ihnen ihr ſtändiger Wohnſitz angewieſen wird, zu erkennen, 
furt, wo er durch 8 Jahre das Gymnaſtum beſuchte und ſich mit daß der Pfarrcaplan Joſef Sp. in Spital heimatberechtigt fet, weil 
Ausnahme der Ferien auch ſtets aufhielt. Im Jabre 1866 trat Sp. demſelben in ſeiner Eigenſchaft als Pfarrcaplan in Spital im letzteren 
in die Theologie u. war durch 4 Jahre im Alumnat zu Klagenfurt. Orte ſein ſtändiger Wohnſitz angewieſen wurde, und derſelbe ſonach 
Nach abſolvirten theologiſchen Studien kam der Genannte am 22. Auguſt mit dem Antritte dieſes Amtes das Heimatrecht dieſer Gemeinde 
1870 als Pfarrcaplan nach Mauthen, wo er bis 28. Auguſt 1871 erlangt habe. 


verblieb. Von dort wurde Sp. in der gleichen Eigenſchaft nach Mill⸗ In dem gegen dieſe Entſcheidung überreichten Miniſterialrecurſe 
ſtadt und am 1. Auguſt 1873 als Pfarrcaplau nach Spital überſetzt, weist die Gemeinde Spital vor Allem darauf hin, das bei der Ent— 
woſelbſt er ſich noch jetzt befindet. ſcheidung auf den mit $ 10 innig im Zuſammenhange ftehenden § 5 


* Die Veranlaſſung zur Anregung der Frage hinſichtlich feiner | des Gem. Gel. keine Rückſicht genommen worden ſei, welcher sub 4 
Zuſtändigkeit war folgende: Joſef Sp. wurde nämlich bei den Ge- die Erlangung eines öffentlichen Amtes als Erwerbungsart 
meindewahlen in Spital über eine Einwendung des Bezirksgerichts- der Zuſtändigkeit feſtſetze, daher ſich auch der dort bezogene $ 10 
Adjuncten Dr. S. aus der Wählerliſte des I. Wahlkörpers der Ges überhaupt uur auf ſolche Geiſtliche beziehen könne, die ein öffent⸗ 
meinde Spital geſtrichen und dieſe Entſcheidung von der Wahlcom- liches Amt bekleiden. Ueberdies ſei in der Entſcheidung auch auf die im 
miſſion damit begründet, daß, wenn man auch annehmen wollte, es § 10 ſelbſt angeführten Bedingungen, nämlich: 1. die definitive An⸗ 
jet Caplan Joſef Sp. definitiv angeſtellt, man doch nicht ſagen könne, ſtellung, 2. der Antritt des Amtes, 3. der ſtändige Amtsſitz, keine 
er habe in Spttal feinen ſtändigen Wohnſitz, da letztere Annahme Rückſicht genommen worden, indem die Landesregierung die Bedin⸗ 
gegen das Hofdecret vom 27. November 1807 (recte 17. September gung ad 1. einfach mit Stillſchweigen übergangen, daher als irrelevant 
1807, ſiehe 29. Band von Franz des I. Geſetzen, Seite 98) spreche. erklärt, ad 3. aber ſtatt des Wortes „Amtsſitz“ den Ausdruck, Wohn⸗ 
(Gemäß 8 1, Abi, 2, lit. a der Gemeindewahlordnung für Kärnten ſitz“ gebraucht habe. Was nun die Definition eines öffentlichen 
find nämlich unter den Gemeindeangehörigen ohne Rückſicht Amtes betreffe, fo finde ſich dieſe ſeltſamerweiſe nur im § 101 des 
auf Steuerzahlung wahlberechtigt: „Die in der Ortsſeelforge oder in Strafgeſetzes: „Die Beſorgung der Geſchäfte der Regierung vermöge 
einem anderen Amte verwendeten Geiſtlichen“. unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Auftrages mit oder ohne 

Ueber Recurs des Sp. fand die Bezirkshauptmannſchaft Spital | Beeidigung.“ Ein ſolches öffentliches Amt aber könne Niemandem als 
den Beſchluß der Wahlcommiſſion zu beſtätigen, weil: 1. die erwähnten der Perſon des Ortspfarrers allein zukommen, nicht aber 
Geiſtlichen nur dann wahlberechtigt find, wenn ſie zu den Gemeinde- einem bloßen Hilf sprieſter. Auch das Geſetz vom 7. Mai 1874. R. 
angehörigen gebören, 2. unter den Gemeindeangehörigen jene zu ver⸗ G. Bl. Nr. 50 (über die äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen 
ftehen find, welche in der Gemeinde heimatberechtigt, 3. nach § 10 Kirche) halte in den §§ 2 und 8 den Unterſchied zwiſchen jenen, 
Heimatgeſeß von 1863 aber definitiv angeſtellte Hof,, Staats-, Landes⸗ die ein kirchliches Amt erlangt haben, und den Hilfsprieſtern aufrecht. 
Ain fi er dan henne Geiſtliche und öffentliche Lehrer mit dem Auch nach § 28 des proviſ. Gem. Gef. v. J. 1849 wären nur die Orts⸗ 
Maler a 10 finn u N in jener Gemeinde erlangen, in ſeelforger als ſolche wahlberechtigt, und hieran habe auch das Ge— 
. ufer en m. fig a wird, 4. Sp. aber meindegeſetz vom Jahre 1863 nichts geändert, wie auch die Aufnahme 
1 8 . Geher a Den Sinne des Hofkanzlei⸗ der Worte „Amtssitz, definitiv und ſtändig in den § 10 

rn N 85 0 bereich e Bleibent angeftellt . beweiſen. Bei Joſeph Sp. aber mangeln alle geſetzlichen Vorbedin⸗ 
ene 958 18 Suit e e Ra, an . gungen; er bekleide kein öffentliches Amt, es mangle die deft⸗ 
805 Wablrachtes Re un, 9 — 11 enuung der Zuſtändigkeit und nitive An ſtellu 19 denn Hilf sprieſter, zu welchen die Capläne 

Dit Lader 155 f a 1 ig: (ooperatoren) wie Sp. gehören, fein nach Belieben des Biſchofes 
iel desregierung fand die bezirkshauptmann chaktliche Ent⸗ ad nutuin amovibiles, es fehlen daher auch folgerichtig der An⸗ 
eee ferne hiemit dem Caplan Sp. die Zuſtändigkeit nach tritt des Amtes (keine Inſtallation) und der ſtändige Amts⸗ 
Spital abgesprochen worden, aufzuheben und den Bezirkshauptmann ſitz (beſtändige Reſidenz), weil eben das Amt fehle. Das Hofkanzlei⸗ 
anzuweiſen über die in Frage gekommene Zuſtändigkeit die vorſchrifts-[decret vom 17. September 1807 enthalte bierüber ganz weſentliche 
mäßige Verhandlung einzuleiten und auf Grund derſelben inſtanzen- auch dermalen noch geltende Beſtimmungen. i N 
mäßig zu entſcheiden. Die Entſcheidungsgründe waren folgende: „Der Das Miniſterium des Innern hat unterm 30. Ja 187 
Beſchluß der Wahlcommiſſion ſei vom Bezirksbauptmanne nur deß⸗ Z. 868, dem Recurſe der Gemeinde Spital ge die Stati 1 
halb beſtätiget worden, weil die im § 1. Abi. 2, lit. a G. W. O. ge 1 0 id: it der te de tatthalteret- 

EU eee 5 ge- entſcheidung, womit der genannte Pfarrcaplau in der Gemeinde Spital 
nannten Geiſtlichen nur dann wahlberechtigt find, wenn ſie zu den Ge- heimatberechtigt erk d imo N 

1 ee ji 8 5 MR ie heimatberechtigt erkannt wurde, keine Folge gegeben, „da nach den 
meindeangehörigen gehören, Caplan Sp. aber nach Hofdecret vom vorgelegten Verhandlungsacten Spital als der ſta e 
27. November 1807 und § 10 Heimatgeſetzes vom Jahre 1863 zu im Sinne des 8 Ben 8 en dd Ust Amte fü 

cn ben en een de malf ee don Jake dere n im Sinne des 8 10 Gem. Gef, vom 3. December 1863, R. G. Bl. 
dieſen Gemeindeangehörigen nicht gehöre. Es ſei daher mit dieſer Ent» | Nr. 105 des ſeit 1 Auguſt 1873 farr 8 7 e 
ſcheidung gleichzeitig über die Zuſtändigkeitsfrage abgeſprochen worden, Joſeph Sp. zu e nnn 
ohne daß die für die Beurtheilung derſelben maßgebenden Verhältniſſe 2 a U 
vorher ‚erhoben und conſtatirt worden wären. Wenngleich nun dieſe 
Eutſcheidung für die abgewickelte Wahl nach § 17 alin. 4 G. W. O. 
endgiltig ſei, fo könne fie doch bezüglich der in Frage geftellten Zu- Noti 

b der hiemit pro futuro etwa bezüglich der Wahlberechtigung 8 

werden b Folgen nicht en ee ö (Der Entwurf über die Verwaltungsgerichte und das Ver⸗ 
Grund einer erſchöpfenden En als 2 die N 1 1 waltungsſtreitverfahren in Preußen). Da im Augenblicke in unſerem 
ausgettagen werden nen erhandlung im geſetzlichen Inſtanzenzuge aue e der Entwurf über den eee zur verfaſ— 

Die vom Bezirkshauptmann in Spital in Folge dieſer Ent . e ff www 

. „ gelenke Verhandl t zer a Folg f Y 1 eſetzes kennen zu lernen, welches 1 56 beiden Häuſern der 
ſcheidung ae Spi ung ergab das Reſultat, daß der Ge preußtſchen Volksvertretung im Entwurfe vorliegt. Die Reform, welche darin 
meinde⸗Ausſchuß von pital die Erwerbung des Heimatrechtes ſeitens beſteht, daß über Rechtsfragen, welche bei Verwaltungsſtreitigkeiten vorkommen, 


ein richterliches Organ entfcheide, wurde in Preußen bereits durch die Kreis— 


ordnung vom 13. December 1872 eingeführt, nach welcher in den Provinzen 
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den, daß die angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf der unrich⸗ 
tigen Anwendung des beſtehenden Rechtes oder der inuerhalb der Zuſtändigkeit von 


Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen Kreis. Verwaltungsgerichte, den Behörden erlaſſenen Verordnungen beruhe, oder daß das Verfahren an weſent⸗ 


die ſog. Kreisausſchüſſe und Bezirksverwaltungsgerichte über eine Reihe wichtiger, dem 
öffentlichen Rechte angehbriger Fragen zu entſcheiden hatten. Es wird nun dieſes Re⸗ 
formwerk fortgeſetzt, indem dieſe durch die Kreisordnung in's Leben gerufenen In⸗ 
ſtitutionen auch in den andern Provinzen entwickelt und demſelben für alle Provin⸗ 
zen ein Oberverwaltungsgericht beigefügt wird. Es beſteht demnach für jeden 
Kreis ein eigenes Kreis⸗Verwaltungsgericht, für jeden Regierungsbezirk ein Bezirks- 
Verwaltungsgericht, und für den geſammten Umfang der Monarchie dae Oberver- 
waltungsgericht zu Berlin. 

Die Bezirks⸗Verwaltungsgerichte entſcheiden in Berufung gegen die in ftreitigen 
Verwaliungsſachen ergangenen Endurtheile der Kreisausſchüſſe, das Oberverwal⸗ 
tungsgericht dagegen als Reviſionsinſtanz gegen die Endurtheile der Bezirks-Ver⸗ 
waltungsgerichte. — Kreis-⸗Verwaltungsgerichte find die Kreisausſchüſſe, deren Zus 
ſammenſetzung durch ein beſonderes Geſetz geregelt werden wird, inſoferne fie nicht 
beſtehen, wo fie aus dem Landrath, drei Amtshauptleuten und drei gewählten Mit 
gliedern formirt ſind. 

Die Bezirks⸗Verwaltungsgerichte find mit fünf Mitgliedern beſetzt, von welchen 
zwei vom König auf Lebenszeit ernannt, und drei von der Provinzialvertretung 
gewählt werden. Die Amtsdauer der Letzteren iſt drei Jahre. Von den beiden vom 
König ernannten Mitgliedern muß eines zum Richteramte und eines zur Bekleidung 
von Kreis⸗Verwaltungsämtern befähigt fein. 

Ebenſo erfolgt die Ernennung des Directors und des Stellvertreters desſelben 
durch den König. 

Das Oberverwaltungsgericht beſteht aus dem Präſidenten und aus der erfor— 
derlichen Zahl von Mitgliedern und Räthen; die eine Hälfte der Mitglieder des Ober⸗ 
verwaltungsgerichtes muß zum Richteramte, die andere Hälfte zur Bekleidung von 
hohen Verwaltungsämtern befähigt ſein. Sie werden auf Lebenszeit über Vorſchlag 
des Staatsminiſters vom König ernannt. 

Behufs Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes bei den Bezirks-Verwal⸗ 
tungsgerichten und bei dem Oberverwaltungsgerichte ſind ſtaatsanwaltſchaftliche 
Functionäre beſtellt. Die ſachliche Competenz der Verwaltungsgerichte wird durch 
ein beſonderes Geſetz beſtimmt. 

Der Geſchäftsgang iſt für die erſte Inſtanz in folgender Weiſe geregelt: 

Die Klage iſt ſchriftlich einzureichen und wird dem Verklagten zur Gegener⸗ 
klärung mitgetheilt, über welche erforderlichen Falles der Kläger abermals eine weitere 
Erklärung abgeben kann. Es iſt auch eine Abweiſung der Klage ohne weiteres Ver⸗ 
fahren zuläſſig, wenn die für deren Anſtellung vorgefchriebene Friſt nicht beobachtet 
wird, oder ſich der erhobene Anſpruch ſofort als rechtlich unbegründet herausſtellt. 
Wird jedoch gegen eine ſolche Abweiſung rechtzeitig eine Erklärung erhoben, ſo muß 
eine neuerliche Verhandlung beantragt werden. Zur mündlichen Verhandlung werden 
die Parteien vorgeladen und es gilt ein Verfahren durch Erhebungen von Amtswegen, 
und zwar nach Befund des Gerichtes entweder durch eines der Mitglieder oder durch 
requirirte Behörden, oder auch durch Beweiserhebungen in der mündlichen Berhand- 
lung. Die Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung und haben in dieſer die Partei 
oder der mit der Vollmacht verſehene Vertreter ihre Anträge zu ſtellen. In der Regel 
erfolgt die Verkündigung der Entſcheidung in öffentlicher Sitzung des Gerichtes. Das 
Gericht hat nach freier aus der während der Verhandlung aus den Beweiſen ge— 
ſchopften Ueberzeugung zu entſcheiden. 

Das Ausbleiben einer Partei oder die Unterlaſſung der Erklärung derſelben 
hat die Rechtsfolge, daß die von der Gegenpartei vorgebrachten Thatſachen für zu— 
geſtanden erachtet werden können. Es können beide Parteien auch verlangen, daß ohne 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung die Entſcheidung erlaſſen werde. Es 
ift jedoch auch da vor der Entſcheidung die Staatsanwaltſchaft zu hören, welche die 
Anberaumung einer mündlichen Verhandlung verlangen kann. Aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles oder der öffentlichen Sicherheit können auch geheime Verhandlungen 
ſtattfinden. Das aufzunehmende Protokoll muß weſentlich den Hergang der Ver— 
handlung enthalten. 

Das Verfahren In der Berufungsinſtanz vor den Bezirks⸗Verwaltungsgerichten 
wird in folgender Weiſe geregelt. 

Innerhalb der Friſt von 21, in einzelnen Fällen von 10 Tagen, iſt die Beru⸗ 
fung ſchriftlich anzumelden und zu rechtfertigen. Die Berufungsſchrift wird der Ge⸗ 
genpartei zur Gegenerklärung zugefertigt, und nach Ablauf der Friſt für dieſe Gegen⸗ 
erklärung find die Verhandlungen dem Bezirks-⸗Verwaltungsgerichte einzureichen, 
welches ſodann die mündliche Verhandlung anordnet. Bezüglich des weiteren Ver⸗ 
fahrens ſiud dieſelben Beſtimmungen, wie die für die erſte Inſtanz, maßgebend. Ge⸗ 
gen die Endurtheile der Bezirks⸗Verwaltungsgerichte ſteht den Parteien, und aus 
Gründen des öffentl. Intereſſes der Staatsanwaltſchaft das Rechtsmittel der Reviſion 
an das Oberverwaltungsgericht zu. Dieſe Reviſion kann aber nur darauf geſtützt wer⸗ 
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lichen Mängeln leidet. Die Reviſionsſchrift ift in gleicher Friſt, wie die Berufung, 
einzulegen und finden überhaupt dieſelben Vorſchriften wie für das Verfahren zweiter 
Inſtanz ſtatt. Wenn die Reviſton von der Staatsanwaltſchaft eingelegt wurde, iſt 
die Rechtfertigungsſchrift beiden Parteien zur Gegenerklärung zuzufertigen. Das 
Oberverwaltungsgericht iſt jedoch bei feiner Enticheidung an diejenigen Gründe nicht 
gebunden, welche zur Rechtfertigung der geſtellten Anträge geltend gemacht wurden. 
Wird die Reviſion für begründet erachtet, fo erfolgt die Aufhebung der Entſcheidung, 
und wenn die Sache ſpruchreif iſt, die Entſcheidung dieſer ſelbſt. Iſt die Sache nicht 
ſpruchreif, ſo verweist das Oberverwaltungsgericht dieſelbe an das Bezirks⸗Ver⸗ 
waltungsgericht zur anderweitigen Entſcheidung zurück und verordnet die Wie, 
derholung und Ergänzung des Verfahrens, ſoweit dieſes nach ſeinem Er— 
meſſen mit weſentlichen Mängeln behaftet iſt. Das Bezirks⸗Verwaltungsgericht ift 
in dem weiteren Verfahren und der weiteren Entſcheidung an die in den Aufhebungs— 
beſchlüſſen vom Oberverwaltungsgerichte aufgeſtellten Grundſätze gebunden. Die 
Vollſtreckung der Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte erfolgt im Wege der admi— 
niſtrativen Execution. Es iſt noch beſonders hervorzuheben, daß das Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten ſtempelfrei und überhaupt das Beſtreben kennbar iſt, dasſelbe 
nicht zu vertheuern, indem, wie ſich die Motive ausdrücken, gerade auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes die wichtigſten Principienfragen ſich in einzelnen Fällen an 
verhältnißmäßig geringfügige Geldobjecte knüpfen und das Intereſſe, das die Be— 
theiligten zur Verfolgung irgend einer Streitſache treibt, ſehr oft, z. B. wenn es ſich 
um Stimmrecht u. dgl. handelt. nur ein tdeelles iſt. Eine zu weit gehende Vertheu⸗ 
erung des Verfolgungsrechtes würde in ſehr vielen Fällen empfindlich berühren. 
Selbſtverſtändlich iſt von Verfügungen, wie in Muthwillensſtrafen, welche die Betre⸗ 
tung des Rechtsweges in admiaiſtrativen Sachen verbinden ſollen, umſoweniger eine 
Rede. Juriſt. Bl. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. u. k. Generalconſul in Sentari Konrad 
Waſſitſch das Ritterkreuz des k. oft. Leopoldordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Fürſtenfeld Karl Pichler das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann 
zum unbeſoldeten Conſul Dajelbft ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Louis Thönemann in Melbourne 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt 

Seine Majeſtät haben den Honorar⸗Vice-Conſul Vietor Eſcher zum Vice— 
conſul in Aden ernannt 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergeommiffär und Revierbeamten in Lem— 
berg Eduard Windakiewiez den Titel und Charakter eines Bergrathes tarfrei 
verliehen. * 

5 Seine Majeſtät haben die Verſetzung des k. und k. Generalconſuls in Smyrna, 

Miniſterialrathes Dr. Karl Ritter v. Scherzer als Generalconſuls-Stellvertreter 
zu dem k. und k. Generalcouſulate in London unter gleichzeitiger Ernennung des⸗ 
ſelben zum Commerzkanzleidirector bei der k. und k. Botſchaft daſelbſt ſowie die Ver⸗ 
ſetzung des k. u. k. Generaleonſuls Stephan Ritter v. Herzfeld von Moskau nach 
Smyrna genehmigt. 8 8 } 

Seine Majeſtät haben den k. und k. Legationsrath und Generale 9 
v. Le⸗Bidart zum k. und k. Generalconſul in e a 

Der Minifter des Innern hat die Ingenienre Joſeph Schneider und Franz 
Wokal zu Oberingenieuren und den Bauadjuncten Karl Schmidt zum Inge⸗ 
nieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen, dann die Bauadjuncten Johann Eypert 
und Johann Svitil zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Krain ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Paul Switalski zum 
Statthaltereiſeeretär in Galizien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Fridolin Graf zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer für die nieder⸗öſterr. Finanzlandesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Joſeph Piller zum Rech- 
nungsrathe bei der Finanzdirection in Trieſt ernannt. j 


Jules Havenith in Antwerpen 


Erledigungen. 


Materialcontrolorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Cautton bei der 
Hauptwerfäverwaltung in Pribram, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 40.) 

Controlorsſtelle bei der Taxamtscaſſe in Wien in der neunten Rangsclaſſe, 
gegen Caution, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 41.) 1 

Bezirkshauptmanns-, eventuell Statthalterei⸗Secretärsſtelle im Concretal⸗ 
ſtatus der ſteiermärkiſchen politiſchen Behörden, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 41.) 

Diurniſtenſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Groß-Enzersdorf mit 1 fl. 
Taggeld, bis 28. Februar. (Amtsbl. Nr. 42.) g ö 

Hüttenmeiſtersſtelle bei der Montanverwaltung des griechiſchrorientaliſchen 
Religionsfondes in der Bukowina mit der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, bis 
Ende März. (Amtsblatt Nr. 45.) n 

Kanzliſtenſtelle im Bereiche der nieber-öfterr. Finanzbehörden mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende März (Amtsbl. Nr. 47.) 
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Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Oruck verantwortlich C. Piftort. 


